
Christel Bartels, Abgeordnete der Volkskammer (FDJ-Fraktion) und 
Ausbildungsingenieur im Karl-Liebknecht-Werk Magdeburg, spricht 
über sozialistische Demokratie mit Schülern einer erweiterten Ober
schule. Foto: Zentralbild

Dagegen werden nur sieben 
Abgeordnete als Arbeiter be
zeichnet, obwohl zur Arbeiter
klasse 75 Prozent der Bevölke
rung zählen (dem entsprächen 
375 Abgeordnete!).

In der Exekutive der Bonner 
Regierung sind die wichtigsten 
Positionen mit Monopolver
tretern besetzt. Der Einfluß der 
Monopole auf die Regierungs
politik geschieht weiterhin 
über direkte „Berater“ des 
Bundeskanzlers, über Gut
achterausschüsse und Beiräte. 
Innerhalb des Herrschafts
systems des Monopolkapitals 
erlangt auch die Bundeswehr 
zunehmende Bedeutung; sie 
forciert die Pläne der Expan
sionspolitik.
Zum Mechanismus der Macht
ausübung gehören gleichfalls 
die Unternehmerverbände, wie 
zum Beispiel die „Bundesver
einigung der deutschen Arbeit
geberverbände“, der „Bundes

verband der Industrie“ und 
der „Deutsche Industrie- und 
Handelstag“. Die Verbände er
heben nicht nur allgemeine 
Forderungen an die Regierung, 
sondern sie nehmen auch un
mittelbaren Einfluß auf ihre 
Vertreter in der Regierungs
und Ministerialbürokratie, im 
Parlament und seinen Aus
schüssen. So wurden von 1505 
Gesetzen, die in den ersten drei 
Legislaturperioden vom Bun
destag verabschiedet worden 
sind, 1126 Gesetzesentwürfe 
von ihnen eingebracht. Der 
„Bundesverband der Industrie“ 
hat von 1950 bis 1964 mehr 
als 2500 Gesetzesentwürfe, 
Stellungnahmen und Eingaben 
an die Regierung bzw. Bun
destagsausschüsse gerichtet, 
die in ihrer Mehrzahl in Ge
setzen und Verordnungen 
ihren Niederschlag fanden. 
Diese Praxis führt zur Aus
höhlung der verfassungsrecht
lichen Kompetenzen des Bun

destages und zum Abbau des 
bürgerlichen Parlamentaris
mus.
Dieser Herrschaftsmechanis
mus reicht den aggressivsten 
Kreisen des Monopolkapitals 
jedoch nicht. Die bürgerliche 
Demokratie ist für sie zu einem 
Hemmnis geworden. Warum?

Den großen Monopolen geht 
es darum, ihre Expansionspoli
tik innenpolitisch zu sichern. 
Darum betreiben sie die Mili
tarisierung der Wirtschaft und 
des gesamten gesellschaft
lichen Lebens, die Konzentration 
aller wirtschaftlichen Poten
zen, die Abwälzung der Rü
stungslasten auf die Werktätir 
gen und den Abbau ihrer so
zialen Rechte. Dabei wirkt der 
bürgerliche Parlamentarismus 
„störend“, weil er dem „Druck 
der Öffentlichkeit“ ausgesetzt 
ist. Gleichzeitig nutzt die Mo
nopolbourgeoisie den objekti
ven Umstand aus, daß der bür
gerliche Parlamentarismus für 
die straffe Lenkung des moder
nen komplizierten Wirtschafts
mechanismus zu schwerfällig 
ist. Der Ausweg wird in einem 
forcierten Übergang zu totali
tären Herrschaftsmethoden ge
sucht, das heißt, die Reste der 
bürgerlichen Demokratie wer
den unterhöhlt.

Dem dient der geplante drei
fache Verfassungsbruch durch 
die Kiesinger Strauß-Regie
rung: die Verabschiedung
der Notstandsverfassung, des 
Ermächtigungs- oder „Stabili
sierungsgesetzes“ und der 
„Wahlrechtsreform“. Die Not
standsgesetzgebung soll die 
Handhabe liefern, die Arbei
terklasse und jede demokrati
sche Volksbewegung gegen das 
staatsmonopolistische Herr
schaftssystem mit Gewalt zu 
unterdrücken und die Reste der 
bürgerlichen Demokratie völ
lig zu beseitigen. Das „Stabili
sierungsgesetz“ soll dazu die
nen, vor allem die gesamte 
Wirtschaftskraft zu konzen-
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